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Das Ende der Apartheıd
Sudafrıka ach dem Referendum VO März
Maıt dem für Präsident de Klerk erfolgreichen Referendum haltslose Unterstützung für de Klerk, sondern eher die
über die Fortsetzung der Reformpolitik sınd dıe Weichen ngs. WVOT einem eventuell noch größeren Übel, das sıch
für 2Nne Neue polıtische Ordnung INn Südafrıka gestellt. MIt den völlig perspektivlosen polıtıschen Vorstellungen
Herıibert Weiland VO Freiburger Arnold-Bergstraesser- der Rechtsradikalen verbindet. Um bürgerkriegsähnliche
Institut informiert ım folgenden Beıtrag über wirtschaftlı- Unruhen und ein Abgleiten 1ın „lıbanesısche Verhältnisse“
che Lage, gesellschaftliche Veränderungsprozesse UN vermeıden, dürfte ein relatıv orofßer Prozentsatz VO

polıtische Zukunftschancen Südafrıkas. Regierungskritikern sowohl AaUus dem progressiv-lıbera-
len W1€e Aaus dem konservatıven ager mı1t der Faust iın

W as I1L1all über Jahrzehnte hinweg nıcht für möglıch gehal- der Tasche für die Reformpolitik de Klerks gyestimmt
ten hätte, 1St 1U  a geschehen. Am Marz 1997 hat sıch haben, weıl S1Ee ON eın „Neın“ und damıt ein vorzeıtiges
die regıerende Miınderheit der Weißen Suüudafriıkas PCI Ende des triedlichen Verhandlungsprozesses riskiert hät-
Volksabstimmung selbst entmachtet. Mıt einer ‚W e1- ve  3 Wären die verschiedenen Parteıen gegeneinander
Drıttel-Mehrheıit haben sıch die Weißen für 1ne Fortset- angetreten, hätte dıe regıerende Nationalparteı JB) hre
ZUNS des Reformprozesses, für das Ende der part- mehr als 40)jährıige Vorrangstellung höchstwahrscheinlich
heıid ausgesprochen. eingebüfßst.
Da das Votum eindeutig austallen würde, hatte kaum Da{fß dıe Regierung Boden verlıert, zeichnet sıch
jemand ber Präsident de Klerk pokerte hoch schon selıt INeıt aAb ach antanglicher Euphorıie
Er hatte se1n eıgenes politisches UÜberleben mı1t der über den Retormkurs de Klerks Anfang 1990 hat die
Abstimmung verbunden und versprochen, 1mM Falle eiıner Ernüchterung über das, W ds dıe Weilßen iın eiınem -
Niederlage zurückzutreten. Zugleich zeıgte oroßes tak- künftigen nıcht-rassıschen Südaftrıka G1

tisches Geschick, iındem unmıttelbar nach der W.ahl- haben, ständıg ZUSCHOMMECN. Offtensichtlich singen die
schlappe seiner Parteı ın Potchefstrom die weıße Wahlbe- NP-Wiahler davon AaU»s, da{ß Südafrıka durch dıe tormelle
völkerung miıt eiınem diesem Zeıtpunkt völlıg 1TeCerWAaAI- Abschaffung der Apartheidgesetze international wıeder

Reterendum konfrontierte. War hatte schon se1it hoffahıg werden könnte, ohne dabe] de facto die
Begınn der Verhandlungen mi1t dem AN  ® (Afrıkanıscher angestammten polıtıschen und wirtschaftlichen Privı-
Natıonalkongrei$) versprochen, sıch VOT der Unterschriuft legıen aufgeben mussen. Im Verlauf der Verhand-

1ne TLCUEC Verfassung noch eiınmal einer Volksab- lungen wurde jedoch ımmer deutlıcher, w1€ Zrofß die
stımmung stellen, aber nıemand hatte damıt gerechnet, Opfter und Einbufßen se1ın werden, die die Weißen muıt
da{fß se1n Versprechen früh einlösen wuürde. SO blieb dem Eıintrıitt in die Postapartheid-Gesellschaft erbringen
der Offentlichkeit LEr wenı1g eıt für rückwärtsgewandte, mussen. Besonders siıchtbar werden die Veränderungen
selbstzweitelnde Krıtıik. Die Wiäahler wurden vielmehr VOT ım wirtschaftlichen Bereich. Dıi1e weıiße Bevölkerung
dıe Z „Schicksalsfrage“ hochstilisierte Alternative ber Südafrıkas, früher statıstisch iıne der reichsten Gruppen
Fortsetzung oder Abbruch des friedlichen Reformpro- der Welt, spurt den Schwund des gewohnten Lebens-
MAesses durch Verhandlungen gestellt. standards tagtaglıch der eigenen Geldbörse. Die Infla-

t1OnNsrate lıegt be] 0y die Kreditzinsen betragen mehr
als 9%Di1e Angst den Weißen wächst

Schliefßlich erwıesen sıch die durch dıe Regierungspresse Als Rohstoffexportland wırd Sudafrıka VO der -
wartıgen Rezession und dem starken Preisvertfall auf denverbreiteten Nachrichten eınes Kopf-an-Kopf-Rennens Weltmärkten esonders hart getroffen. Die internatıona-als eın geschicktes Manover, die Büurger den W.ahl-

treıben und auch die Unentschiedenen ZUrTr
len Wırtschafts- und Fıinanzsanktionen haben dabe] noch
verstärkend gewirkt. Hınzu kommt gegenwärtıg dıe kata-Stiımmabgabe bewegen. Mıiıt Erfolg: Denn die außerge-

woöhnli;ch hohe Wahlbeteiligung VO 56,/ hoch WwW1€e strophale Dürre, dıe 1m süudlichen Afrıka bereıits
grofße Schäden angerichtet hat und die prekäre WIrt-nıe NO zahlte sıch letztlich für de Klerk dUus, der ledig- schaftspolıitische Lage des Landes 1L1UT och verschlım-ıch 1ın eınem VO Abstimmungsbezirken, 1n Pıeters-

burg 1mM Transvaal, verlor. Überall On zab deutliche MCKE Die relatıve Verarmung der Weißen zeıgt sıch schon
daran, da{fß dıe „POOT whıiıtes“, deren sıch rühere N P-Mehrheiten tür de Klerk In Kapstadt kletterte dıe Regierungen aut Kosten der Schwarzen ımmer esondersZustimmungo tast auf
ANSCHOMIM hatten, wıeder sıchtbar 1m Straßenbild auf-

Dıie eindrucksvolle Legıtimatıon, die der Präsiıdent für dıe tauchen. Dıie ngst VOT Arbeıitslosigkeit wächst, alte Men-
Weıitervorführung selnes Reformkurses erhalten hat, Fällt schen fürchten iıhre Renten. Demgegenüber werden
be] SCHAUCICK Analyse jedoch nıcht yünst1ıg AaUs, W1€ dıe die Umverteilungsmafßßnahmen ZUgZUNStEN der Schwarzen
Zahlen zunächst suggerieren moöchten. Denn aus den Ja (höhere Löhne, mehr Gesundheits- und Erziehungsaus-
Stimmen erg1ıbt sıch nıcht notwendigerweıse 1ne rück- yaben be] gleichzeitiger Kurzung der Mıiıttel für white
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stoßen. Irotz des Bombenterrors konservatıver Extremi1-educatıon) mıiıt zunehmender Kritik und Skepsıis etrach-

tel sten Postämter und Schulen hat die Inhaftierung
einıger weıßer Demonstranten Irrıtatiıonen und Emo-

Mıt dem wirtschaftlichen Nıedergang wächst zugleich dıe
Gewalt und Kryiminalıtät. In der internationalen Verbre- tiıonen geführt. Hıer werden die Loyaliıtätskonflikte vieler

Regierungsanhänger sıchtbar, dıie ‚W arlr bereıt sınd, demchensstatistık nımmt Suüudafrıka eiınen wen1g ruhmreichen Retormkurs de Klerks tolgen, die 1aber nıcht bıllıgenSpitzenplatz ein. twa alle halbe Stunde geschıeht e1in
Gewaltverbrechen. Die Zahl der Delikte 1St 1n den etzten können, da{fß Buren gewaltsam Buren vorgehen.
Jahren rapıde angestiegen. Be!]l Diebstählen und Raub- Dıie massıven wirtschaftlichen und polıtischen Verände-
übertällen handelt sıch in erster Linıe Armutskri- runNngsch sınd eın ıdealer Nährboden tür die rechtsradıikale
miınalıtät. Wenn mehr als %a der Schwarzen arbeıtslos „Konservatıve Parteı“ (D und dıe Sie unterstützende
sind und immer yrößere Zahlen VO Land 1n die Stidte paramılıtärısche „Afrıkaanse Weerstandsbeweging“

AWB), die durch markıge Parolen und publikumswirk-drängen, verwundert dıe Flucht iın die Kriminalıtät kaum.
Sıe tindet prımar iın den schwarzen Ghettos STa  ‘9 hat sıch SAamlle Aktionen immer mehr Boden gewınnen konnten.
seıt der Aufhebung der Zugangsbeschränkungen jedoch Zehn Jahre nach ıhrer Gründung 1St der eın massıver
immer mehr 1ın dıe weıßen Gebiete verlagert. Die Bewoh- Einbruch iın dıe weılße Wihlerschaft gelungen, und WAar

CR der exklusıven Stadtviertel versuchen verzweıtelt, sıch sowohl 1n die afrıkaans- W1e€e englischsprachıge Bevölke-
durch hohe Mauern, Alarmanlagen und private Sıcher- rumn  DPC as Geschäftt mi1t der nNgs hat sıch dabel
heıtsdienste schützen. och gelingt dies L1UTr begrenzt. als sehr erfolgreich erwıesen: Mıt Slogans W1€e »”
Dıie Folge 1St ıne allgemeıne Verunsicherung, die polı- vevaar” und „whıte rıght selfdetermination“ konnten

die Konservatıven vier Nachwahlen hintereinander fürtisch der Regierung und ıhrer Reformpolitik zugeschrıie-
ben wırd, wobe1l die durch dıe Apartheıd entstandenen sıch entscheiden. Vor allem selIt dem S1eg iın Potchefstrom,
massıven soz1ıalen und ökonomischen Unterschiede ZW1- eınem Wahlkreıs, der für die Natıionale Parte1 ımmer als
schen Weilß und Schwarz aum iın die Überlegungen e1N- „todsıicher“ xalt, üuhlten S1Ee sıch endgültig als Reprasen-
bezogen werden. Lanten des weıßen Wiählerwillens iın der Mehrheiıt. uch

WE de Klerk das Reterendum tür sıch entscheiden
Gewalteskalation auf allen Seıten konnte, wırd damıt rechnen mussen, da{fß die bıs Al dıe

Zähne bewaffneten Extremisten den ortgang triedlicher
In dem VO Rassen- und Gruppenkonflıkten gezeichne- Verhandlungen und die Übergabe der Macht ıne
ten Südafrıka kommt noch die politische Komponente der ANC-domuinıierte Regierung verhindern versuchen

werden.Gewalt hinzu. Seılt Jahren oibt blutige Auseinanderset-
ZUNgCHN 7zwischen den dem AN  C nahestehenden „  OmMra- Darüber hınaus 1St davon auszugehen, da{fß sıch den
des“ und den „vigılantes“, die der Zulu-dominierten Konservatıven iıne orofße Zahl VO  e Regierungsangestell-
Inkatha-Freedom arty WE uzurechnen sınd. Be1 bür- LCIs W1€ Verwaltungsbeamte, Lehrer, und Polıizısten,
gerkriegsähnlichen Straßenschlachten sınd allein 1991 tast befindet, dıe AUuSs polıtıscher Überzeugung alles daran sSei-

6101010 Menschen U1l Leben gekommen. Beide Gruppie- Z werden, die Verwirklichung des gemischtrassı-
FUNSCIL, dıe ıhre jeweıls eıgenen Zonen territorı1al abge- CI Sudafrıka iıhrem täglıchen Arbeıitsplatz boykot-
steckt haben und tief 1m illegalen Drogen- und Waffen- tleren. Fuür das Gelingen der Reformpolıitik wırd also

dringend ertorderlich se1ın, den inneren Frieden 1mM Landhandel verstrickt sınd, haben sıch dem Zugrifft der staatlı-
chen Autorıitäten weıtgehend Die vieltältigen wiıeder herzustellen und zumındest einen Teıl der KOn-
Versuche der politischen Führer unterstutzt durch die servatıven 1ın dıe Verhandlungsdiskussion einzubıinden.
Kıirchen auf ıhre Klientel einzuwiıirken und dem Blut- (3anz aussıchtslos 1st eın solches Unterfangen nıcht, denn
vergießen eın Ende SCIZCH lıeben bısher ohne grofßen nach dem eindeutıgen Ausgang des Referendums stehen

1U  e die Konservatıven selbst VOT einer Zerreifsprobe. EsErtolg (Vgl. Januar L, 43 S Allerdings erhielten
die VO Regierung und Presse immer abfällig als ist durchaus möglıch, da{ß sıch eın besonnener, verhand-
„Stammeskriege“ abqualifizierten Auseinandersetzungen lungswilliger Flügel der VO  z den Extremisten, dıie auch

VOTr weıterer Gewaltanwendung nıcht zurückschrecken,iıne besondere Brisanz, als 1mM VErganNSsCHCH Jahr ZULage
Lral, W1e€e stark wei/ße Sıcherheitskräfte oder auch rechtsra- abspaltet.
dikale Gruppen ın diese Kämpfe verwickelt sınd. Dahın- Verarmte VWeılße, zunehmende Kriminalıität und Rechts-
ter stehen einerseıts handteste ökonomische Interessen radıkalismus sınd SCHNAUCI betrachtet Obertflächenphä-(Taxikrieg, Waifenschiebereıien) und andererseıts eindeu-

OTMWENNE eines viel tiefergehenden wirtschaftlichen und
t1g politische, den AN  S gerichtete Absıchten, denn sozıialen Wandels innerhalb der südafrıkanıschen Gesell-
iımmer wıeder werden UÜberfälle und Straßenschlachten
VO  e} der Polizei nıcht verhindert oder aufgelöst, sondern schaft. Suüudafrıka hat Ühnlich W1€e einıge andere rohstoff-

reiche Staaten ın den etzten Jahrzehnten starke Industria-
eher angefacht und provozıert. lısıerungs- und Modernisierungsprozesse durchgemacht,
Eıne Gewalteskalation esonderer Art esteht darın, da{ß$ die allerdings durch die Politik der Apartheıd 1in iıhren
mıiıt dem Anwachsen rechtsradikaler Proteste ımmer häu- soz1alen und politischen Konsequenzen abgefedert und

vertälscht worden sınd. Der interne polıtische Druck, diefıger weıiße Demonstranten auf weıße Ordnungshüter
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wirtschaftlichen Notwendigkeıten und schliefßlich die afrıka thematisiert Ist, wırd klar AA Ausdruck gebracht,
veränderte internatiıonale Konstellation nach dem /Zusam- da{ß$ das Festhalten Status JUO der weıißen Herrschaft
menbruch des Ostblocks haben dıe Offnung der part- keine realistische Option ist, sondern da{fß die Fortexistenz
heidsventile C  WUu  n und die künstlichen Verzerrun- des Afrıkaanertums 1Ur durch Anerkennung der polıtı-
CIl aufgehoben. Sudafrıka iSst: 11U  _ auf dem Weg, 1ne Y1O7- schen Rechte aller übrıgen Gruppen 1n Suüudafrıka und
male Gesellschaft eINeES rohstoffreichen Schwellenlandes durch 1i1ne gerechte Machtteilung sıchergestellt werden

werden. könne. Damıt wırd uneingeschränkt anerkannt, da{fß sıch
DDaraus ergeben sıch einıge tfür den Modernisierungspro- dıe Buren mMIt dem Retormkurs einer polıtıschen Ent-
z e{$ typıische Begleiterscheinungen, dıe auch Sudafrıka machtung unterzıehen, dıie S1e möglicherweise AaUuSs ıhrer
nıcht vorübergehen. So hat sıch die Bevölkerung der Regierungsrolle 1n iıne mınoritäre Opposıtionsrolle VT -

Kaprepublık Ühnlich schnell vergrößert W1€ dıe der ande- draängen wiırd. Polıitisch angestrebt wırd autf jeden Fall ıne
KEM atrıkanıschen Staaten. Wiährend die Weißen nach W1€e aktıve, kreatıve Miıtgestaltung der Verfassungs-
VOTr rund Miıllionen ausmachen, hat sıch dıe schwarze strukturen mıt dem Ziel, 1n dem System nıcht AUS-

Bevölkerung allein ıIn den etzten dreı Jahrzehnten VO gebootet werden können.
LWAa Mıo auf über Mıo erhöht. Damıt einher Sing Entsprechend verhalten sıch der Präsıdent und seiıne Bera-
eın gewaltiger polıtisch und so7z1al War küunstlich ter aUus der Natıonalen Parteı be] den Verhandlungen: S1e
gebremster 1aber letztlıch nıcht authaltbarer Urbanisie- betonen ımmer wıeder, da{fß für S1€ der Erhalt der atrı-
rungsproze/s MmMIt tast unübersehbaren Konsequenzen tür kaansen Volksgruppe und damıt auch dıie Sıcherstellung
Ernährung, Beschäftigung, Erzıehung und Gesundheits- VO Gruppenrechten VO übergeordneter Bedeutung 1St.
fürsorge. Durch Abdrängung der Bevölkerung ın part- Der Eıinstellungswandel und die Gesprächsbereıitschaft
heidsghettos wurden die Probleme War verdeckt, aber der Regierung 1St also NiCOITE allem darauf zurückzuführen,
nıcht gelöst. da{ß S1€e den Erhalt ıhrer Volksgruppe nıcht mehr durch
Zugleich geht der Proze( der wirtschaftlichen Integration Apartheıd, durch Machtausschlufß der anderen
unauthörlich weıter: Dıie zunehmende Industrialisierung Bevölkerungsgruppen sıcherstellen will, sondern bereıt
Suüudafrıkas benötigt immer mehr schwarze Arbeıtskräfte, 1St, sıch auf eın Konzept der Machtteilung (allerdings mıt

da{fß 1ne strikte Apartheıd ar nıcht mehr enkbar ST einem zumındest temporar vyarantıerten Mınderhe1i-
Wiährend die nıchtweilßen Facharbeiter 1965 1L1UT Pro- tenschutz) einzulassen.
ent der Facharbeiterschaft ausmachten, 1sSt die-
SC Prozentsatz heute auf knapp Prozent angestiegen. Die Verhandlungen gehen weıter
Selbst Polizei und Armee waren heute ohne schwarzes
Personal nıcht mehr einsatzfähıg. Da sıch daraus dıe uch WECNN das Ende der gegenwaärtıgen Gespräche noch

lange nıcht abzusehen ISt, $51lt ine Zwischenbi-ekannten polıtıschen Forderungen nach Befreiung und Aaz doch DOSItLV aUus Denn WenNnn I11all berücksichtigt,Gleichberechtigung ergeben haben, versteht sıch VO

selbst. da{fß noch MC einıgen Jahren dıe Mehrheit aller Beobach-
ter iınnerhalb und außerhalb Suüdafrıkas dem Land Bürger-Hıngewiesen sSCe1 jedoch auf die veränderte sozialstruktu-

relle Zusammensetzung der Weißen, iınsbesondere der krieg und blutige Rassenauseinandersetzungen prophe-
zeıt haben, 1St der bısher1ige Reformprozefß sehr fried-Buren. Mıt ıhrem Versuch, nıcht allein auf polıtısch-admi- iıch und erstaunliıch konstruktiv verlauten. Dıies 1ST ZUnıstratıvem, sondern auch 1m wirtschaftlichen und technı-

schen Bereich Einflufß und Macht erwerben, hat sıch eınen der polıtischen Einsıcht und dem Charısma der be1-
den Führungspersönlichkeiten Mandela und de Klerkdie soz10-Okonomuische Zusammensetzung der afrıkaan-

SsSsCcMN Volksgruppe grundlegend gewandelt. Aus eıner ehe- verdanken, dıe iıhr e1ıgenes polıtısches Schicksal den
mals liändlich-bäuerlichen 1St ıne städtische Mıttelstands- Ertolg der Verhandlungen geknüpft haben Zum anderen

Alt sıch der bısherige Fortschritt darauf zurückführen,gesellschaft geworden, dıie mı1t ıhrer sOZ10-professionellen da{fß I11all sıch zunächst 1Ur auf eınen tormellen RahmenUmorientierung auch Eınstellungsveränderungen durch- „talks about talks“ zeein1gt hat, innerhalb derer die iınhalt-gemacht hat Insofern 1St nıcht verwunderlıch, da{fß lıchen Dıskussionen statttinden sollen Schliefßßlich zabgerade die gebildeten staädtischen Buren und orofße Teile
der akademischen Jugend sıch ımmer deutlicher VO der se1lt mehreren Jahren ıne Reihe VO iıntormellen

Gesprächen, be1 denen zunächst nach Geme1LinsamkeıitenIdeologıe und Politik der Apartheıd abgewandt haben und nıcht nach dem Irennenden der verschıedenen Posı1ı-und Retormen verlangen. t1ionen yesucht wurde.Der afrıkaansen Oberschicht 1n Regierung, Wıiırtschaft
und Wiıssenschaft 1St iınzwıschen klar geworden, da{fß 1ne Dıe Eınriıchtung VO Codesa (Conventıon tor democra-
hochindustrialisierte, internatıional orlentlierte Wırtschaft t1C South Afrıca), die Ende 1991 geschaftfen wurde, 1St
und Gesellschafrt nıcht ın eın Apartheidkorsett- gegenwartıg Z wichtigsten Platttorm der Verhandlun-
SCmIl werden annn ogar die polıtısch einflußreiche, buri- CI geworden. Insgesamt Abordnungen eın
sche Geheimloge, der „Broederbond“, hat sıch breıites Spektrum polıitischer Meınungen haben
ıhrem Vorsitzenden DPeter de ange Zu Retormkurs „runden Tisch“ Platz IN Die verhältnısmäfßig
ekannt. In eınem 508 „Überlebenspapier“, ın dem dıe orofße Zahl der Teilnehmer reduzıert sıch jedoch auf
Zukuntft der Buren als Volksgruppe ın einem Sud- wenıger als fünf, W CI 1La S1€e „Interessengruppen”
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zusammenta(fst. Denn veriretfen sınd sowohl die halbauto- Welche Kompetenzen werden die Siıcherheitskräfte besit-
(5) SOWIE dıe unabhängıgen Homelands (4), Je eın ZCN, und WE werden S1C unterstellt? Es geht also dıe

Vertreter des aus dre1 ammern für Weiße, Mischlinge Detinition und Ausgestaltung zukünftiger Machtteilung
und Inder bestehenden Parlaments, Repräasentanten der 1ne Frage, dıe auch für die Zeıtplanung des Übergangs-
Demokratischen Partei(DP), der Inkatha-Freedom arty PrOZCSSCS VO  S Bedeutung 1St. Denn die gegenwärtıige N PD-
WE des Inder-Kongresses, der Kommunistischen Par- Regierung möchte iıne ınterimiıstische Machtteiulung, In
tel ), der Nationalen Parte1 (NIE) der Regierung der die Weifßen VOFrerst überrepräsentiert sınd, möglıchst
und des AN  ® Efftektiv stehen sıch also dıe Regierung In lange eLIWwWwa Jahre aufrechterhalten. S1ıe hofft, da{fß die

7zwıischenzeıtlich iıne multirassısche Parte1 der MıttePretorı1a mıt ıhren Bundesgenossen und der AN  (@)s
über, wobel die Demokratische Parte1 iıne Vermiuttlerrol- wırd und dem AN  (£) möglıchst viele Anhänger 1abwerben

kann. Der AN  (& ll dıe Dauer der Interiımsregierung aufle einnımMmt und InkathaI der Empfindlichkeıit des
Parteitührers Buthelezi VOrerst ıne mımosenhafte höchstens 18 Monate begrenzen, weıl umgekehrt
Nebenrolle spıelt. Die politischen FExtremisten der beiden fürchtet, da{ß$ Unterstützung verliert, WCI111 dıe sehr
ager haben sıch bisher völlıg verweıgert. Beide unterstel- hochgesteckten Erwartungen seiıner Wihlerschaft nach
len, da{fß Regierung und AN  E bereıts eın Komplott dem Systemwechsel nıcht kurzfristig erftüllt werden
gyeschmiedet hätten, dessen Ergebnis durch Codesa und können.
die dort verabschiedeten Verfassungsbestimmungen LL1UT Eın anderer Aspekt, der bısher angesichts der 1m Vorder-noch abgesegnet werden mußte. grund stehenden Verfassungsdiskussionen 1L1UT wen1g
Tatsächlich esteht dıe Hauptaufgabe V Codesa darın, angesprochen worden Ist ezieht sıch auf dıe zukünftige
1ne NECUC Verfassung erarbeıten, 1ın der eın Mehrpartei- Wırtschaftspolitik ın eiınem Postapartheid-Südairıka. In
M, Gewaltenteilung, eın Menschenrechtskatalog dieser Hınsıcht stehen sıch Regierung und AN  ( W1€
und das Verhältniswahlrecht Grundelemente des ungleiche Brüder gegenüber. Dıe Regierung ın Pretorı1a 1St
polıtischen Zusammenlebens se1n sollen So ein1g 1L1all mıt ıhren vielen staatseıgenen und halbstaatlıchen Unter-
sıch jedoch über das Zıel eınes UCIL, demokratischen nehmen Südafrıkas nıcht LLUT der wichtıigste Unternehmer
Südaftrıkas 1St, unklar 1St der Weg orthin. Die Teilneh- und Arbeıitgeber, S1Ee unterhält zugleich über viele tormel-
mer verständıgen sıch zunächst auf die Eınsetzung VO le und intormelle Kanäle I1  M Kontakt mıt den Vor-
fünf Arbeitsgruppen, die dıe Prinzıpien der gemeınsam standsetagen der wichtigsten Konzerne 1 Land uch
tormuliıerten Absichtserklärung konkretisieren sollen ach der Abschatfung der Apartheidsgesetze sıeht nıcht
Die Gruppe beschäftigt sıch mıiıt Möglıchkeıiten, das AaUs, als waren Regierung und Geschättswelt bereıt, die

CX eCeM ungleiche Einkommensverteilung und die VOpolıtısche Klıma 1mM Land verbessern. Dıi1e 7zweıte
Gruppe versucht, dıe Bedingungen der Verfassung einıgen wenıgen Grofßkonzernen dominıerte Wirtschafts-
konkretisıieren und entsprechende konstitutionelle Prıin- struktur ın rage stellen. Der AN:!  CS tührt dagegen als

Verbündete LLUT die iıhm nahestehenden Gewerkschatten,zıpıen erarbeıten. In eıner drıitten Gruppe geht dar-
u sıch über Gestalt und Dauer einer Interiımsregierung ınsbesondere Cosatu, 1Ns Feld Die Masse der Anhänger
klar werden. Die vierte Arbeıtsgruppe beschäftigt sıch und Gewerkschaftsmitglieder können WAar bel akuten
mı1t dem Thema der Reıintegration der Homelands, die bıs Konflikten durch Massendemonstrationen polıtıschen
auf den Staat Boputhatswana wıeder In den Einheitsstaat Druck ausüben, ıhnen tehlt für die anstehenden Verhand-
Sudatrıka zurückkehren wollen Die fiänfte Gruppe soll lungen bisher jedoch das tachliche Know-how und dıe
sıch mıt demmZeıiıtrahmen des Übergangsprozes- polıtische Erfahrung.
SCS beschäftigen.
esonders iınteressant und elıkat sınd gegenwärtıg die Wıe demokratısch wiırd das LICUC

Themen der Arbeıtsgruppen W e1 und Dreı, be] denen Sudafrıka?
eıinerseılts die zuküniftigen Verfassungsinhalte, ande-
rerseıts dıie Rolle und Dauer eıner Interımsregierung FEıne ungünstıge Ausgangsposıtion erg1bt sıch VOTL allem
geht Dıie Vertassungsdiskussion Oonzentriert sıch ımmer daraus, da{fß sıch die Allıanz A4aUS AN  (= und (losatu bısher
stärker auf das Problem der Festschreibung VO Individu- noch al nıcht über die wiırtschaftspolıitischen Zielsetzun-
al- und Gruppenrechten und damıt zusammenhängend gCIL, geschweige denn über Eınzelpolitiken 1m klaren 1St.
mıt der Frage, W1e€e zentralıstisch oder töderalıstisch das Die AUS der Freedom-Charter hervorgegangenen Kon-
zukünftige Sudaftrıka se1ın wiırd. Welcher rad AÄAuto- eiıner eher soz1alıstisch Orlentlerten Wirtschaftspoli-
nomı1e wiırd den einzelnen töderalen Elementens tık sınd nach dem Zusammenbruch der östlıchen Staaten-
den, welche Kompetenzen verbleiben 1mM Zentralstaat? welt stillschweıigend begraben worden. Wıe dıe nunmehr
Kann regionale Autonomıie ohne die ernsthafte Getahr proklamıerte „mixed economYy “ 1MmM Hınblick auf Aufßen-
eiıner Balkanısıerung geben? Wıe ann die Vorherrschaft wiırtschaft, Landverteilung, Strukturpolitik und Ord-
oder der Machtmifbrauch durch ine Volksgruppe oder nungspolitiık 1mM einzelnen aussehen soll, MU: TSLT noch
politische Parteı verhindert werden? Sollen die Befugnis- erarbeıtet werden. Kurz: Die Getahr besteht, da{ß$ die

des Staatspräsıdenten eingeschränkt werden Unterhändler der Allıanz V den geschickt taktierenden
durch jahrliche Ämterrotation, W1€ die vorschlägt? und bestens vorbereıteten Regierungsvertretern und
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Wırtschaftsmanagern kurzerhand über den Tisch BeEZOSCH Die bisherigen Versuche, dıe reformteindliche und
werden. den kompromifsunwilligen PAC den Verhand-
Allgemeın wird damıt gerechnet, da{fß bereıts in der lungstisch bringen, sınd gescheıtert. Sollte be]
zweıten Jahreshälfte 19972 durch Autnahme einıger grundlegenden Fragen schwer überwindbaren Meı-
schwarzer Opposıitionsmitglieder einer gemischtrassi- nungsverschiedenheiten kommen und dıie Zustimmung
SCIl Koalıtionsregierung kommen wiırd. Möglıcherweıise der jeweılıgen Anhängerschaft unwahrscheinlich werden,
wırd eın Natıional Councıl gebildet, dem die Codesa-Aus- 1St nıcht ausgeschlossen, da{flß der Verhand-
schüsse zuarbeıten werden. Der Councıl wırd dann die lungstisch erzielte NP-ANCG-Pakt Sal nıcht Z Abstim-
W.ahl einf.r Verfassunggebenden Versammlung einleıten, INUNS gestellt wırd und die demokratische Akklamatıon
die ine Übergangsregierung einsetzen wiırd. Das d der Beschlüsse auf die lange Bank geschoben wiırd.
wartıge Dreikammerparlament wiırd mıt Sıcherheit noch Eın Bliıck iın die Geschichte Sudafrıkas ze1ıgt, da{flß keinermındestens bıs Z Bıldung der verfassungsgebundenen der beiden Kontrahenten auf 1ne orodßse demokratischeVersammlung ın Funktion bleiben, dıe rechtliche Vergangenheıt und innerparteıliche Demokratie zurück-Kontinulntät der Regierung garantıeren und die
Beschlüsse der Codesa verfassungsrechtlich bestätigen. blicken kann. Frederik ÜdA  S ZyL Slabbert, eıner der schärf-

sSten Analytıker der südafrıkanıschen Gesellschaft, hat
ber die FEinzelheiten des weıteren Verhandlungsablaufs dies sehr deutlich tormuliert: „Autokratische Regıme

spekulıeren, 1st müßıg, weıl vieles och 200 Diskussion können be] Übergangsprozessen durchaus wıeder MNECU-

steht. Der Ausgang des Reterendums und dıe Fortschrit- autokratischen Regımen degenerieren.“ Die internat1o0-
U, die insgesamt iınnerhalb der etzten WEl Jahre gemacht nale Staatengemeıinschaft hat sıch mı1t der Abschaffung der
worden sınd, lassen hoffen, da{ß$ auch dıe noch offenen, Apartheidsgesetze zufriedengegeben und die Wırtschafts-
strıttıgen Fragen autf dem Verhandlungsweg gelöst WeECI- sanktıonen Sudafrıka mehrheitlich aufgehoben. Es
den können. Allerdings hat das Referendum zumındest 1St nıcht auszuschlıiefßen, da{ß ıne Übergangsregierung
be]l den Weilßen auch geze1gt, Ww1€ weıt die Posıtionen ohne den Makel der Rassendiskriminierung für lange eıt
innerhalb der Bevölkerung auseinanderliegen und W1€ 1mM AÄAmt leiben kann, bevor S1e VO außen oder iınnen
wichtig 1St, zumındest einen Teıl des rechten und des CZWUNSCH wırd, sıch Z ahl stellen und sıch demo-
linken Spektrums in einen Kompromuifßs mıiıt einzubınden. kratisch Jegıtiımıeren lassen. Heribert Weiıland

Kurzintormationen
Delegationen der Deutschen und der Polnischen SOWIE verschıiedener anderer Formen der Bedrohung
Bischofskonferenz trafen sich in Maınz menschlichen Lebens. Zum Thema Abtreibung verötffent-

ıchten dıe Bischöfe ine eıgene kurze Erklärung, ın der
Die Deutsche und Polnische Bischofskonferenz werden darauf verwıesen wiırd, da{fß eın Rechtsstaat Tötung
sıch ın Zukunft ın unterschiedlicher Zusammensetzung schuldıgen menschlichen Lebens nıemals als rechtens ]
regelmäßıg Zu beiderseitigen Gedankenaustausch tref- klären könnte. eıtere Themen der Gespräche die
ten |DER 1ST eın Ergebnis NViQ)) dreıtätigen Gesprächen VO  5 internationalen anderungs- und Flüchtlingsbewegungen,
Vertretern der beiden Biıschofskonferenzen, die \“4@) dıe Rückwirkungen der Vollendung des EG-Binnenmark-
März bıs ZAUE Aprıl 1in Maınz stattfanden. as Tretften tes autf dıe östlıchen Nachbarn der SOWIl1e verschıedene
diente Vr allem Z Fortsetzung des 1mM Rahmen einer Inıtiatıven, die vermehrter Versöhnung 7zwiıischen Polen
Begegnung 1m November 1990 iın Gnesen (vgl. Janu- und Deutschland beitragen sollen In der gemeiınsamen

BD f begonnenen Dialogs zwıschen den Episkopa- Erklärung wiırd auch den berühmten Briefwechsel ZWI1-
ten beıider Länder. In eıner Erklärung der beiden Konfte- schen den polnıschen und deutschen Bischöten 1965 als
renzvorsıtzenden, des Prıimas der katholischen Kırche ın einen „entscheıdenden Beıtrag für einen Neubeginn ZW1-
Polen, Kardınal OoSse Glemp und des Maınzer Bischofs schen den beıiden Nachbarvölkern nach den Schrecken VO  a
arl Lehmann heißt dAo y die Kırche wolle INM: rieg, Gewaltherrschaft un Vertreibung“ erinnert. Im
mıi1t allen Christen un Menschen Wıllens dazu be1- Zusammenhang mMı1t einer auch ethischen Bewertung
tragen, Begegnungen und Gespräche zwıschen den Men- der Vertreibung VO  a Deutschen AdUS$ ehemals deutschen
schen beider Länder OÖrdern. Nachdem die renzen ın Gebieten, dıe heute Polen gehören, kam INa  a} offenbar
Europa ıhren trennenden Charakter zunehmend verlören, auch be] diesem TIreftfen nıcht viel weıter. Vom Regensbur-
üurtten keine Gräben zwiıischen den Menschen EeNT- gCI Völkerrechtlicher (Otto Kımmuinich wurde eın Gutach-
stehen. 7u den wichtigsten Gesprächsthemen des ten Zur völkerrechtlichen Bewertung der Vertreibung VE

Bischotstreffens vehörte die Entwicklung ın beiden än gelegt, das aber nıcht Gegenstand der Beratungen Walr und
dern 1n der rage der Abtreibung und der Euthanasıe bislang auch nıcht veröffentlicht wurde.


